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Einnndachtzigſter Jahrgang. 
Mittwoch, 6. März 


(Erſcheint täglich dreimal.) 


Deutſcher Reichstag. 
14. Sitzung. 


Berlin, 5. März. 12 Uhr. Am Tiſche des Bundesraths Fürſt 
Bismarck, Hofmann u. A. Die Tribünen ſind überfüllt. 
Eingegangen ſind die allgemeinen Rechnungen über den Reichs⸗ 
haushalt im Sabre 1874. d 
ur erften Berathung Debt heute der Entwurf eines Geſetzes 
k er — die Stellvertretung des Reichskanzlers. 
Er lautet: ` 5 
\ 81. Die zur Gültigkeit der Anordnungen und Verfügungen des 
Kaiſers erforderliche Gegenzeichnung des Reichskanzlers, ſowie die 
ſonſtigen demſelben durch die Verfaſſung und die Geſetze des Reichs 
übertragenen Obliegenheiten können nach Maßgabe der folgenden Be⸗ 
ſtimmungen durch Stellvertreter wahrgenommen werden, welche der 
Ems auf Antrag des Reichskanzlers in Fällen der Behinderung 
deſſelben exnennt. ? ! 
52. Es kann ein Stellvertreter allgemein für den geſammten 
Umfang dex Geſchäfte und Obliegenheiten des Reichskanzlers ernannt 
werden. Auch können für diejenigen einzelnen Amtszweige, welche ſich 
in der eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Reichs befinden, 
die Vorſtände der dem Reichskanzler untergeordneten oberſten Reichs⸗ 
behörden mit der Stellvertretung veſſelben im ganzen Umfang oder 
in einzelnen Theilen ihres Geſchäftskreiſes beauftragt werden. 


erheben, zur ) 
Programm verzweifelt 
daß der mächtigſte Staatsmann, De 
der Volksvertretung nicht blos in zufällige, ſondern zum erſten Ma! 
dauernde Verbindung zu ſetzen ſuchte. Die Vorlage könnte auch in 
Verbindung gebracht werden mit einer Kritik der Grundkonſtitution 
des Reiches, der politiſchen Stellung des Bundes raths, mit der 
Frage, in welche organiſche Verbindung unſere Reichsämter mit der 
preußiſchen Miniſterialverfaſſung zu bringen ſeien; allein dieſe Vor⸗ 
lage ſtebt außerhalb des Zuſammenbanges mit dieſen wichtigen Fra⸗ 
en, ſie bewegt ſich lediglich innerhalb der Befugniſſe, welche die Ver⸗ 
aſſung dem Kaiſer gegeben hat und kann als ein Internum des 
eichskanzleramts bezeichnet werden. Es wäre nicht richtig, 
dieſe ſchmale Baſis zu verlaſſen Unter der Lei la ut daß 
in dem Entwurf das Wort „Stellvertretung“ identiſch iſt mit 
dem Worte „Verantwortlichkeit“ — andernfalls würde es ſich 
ja nur um die Erleichterung der Arbeitslaſt des Reichskanzlers han⸗ 
deln bat die Vorlage für mich eine doppelte Bedeutung, 
Es handelt ſich um die Beſeitigung eines thatſächlichen Nothſtandes 
And zugleich eines verfaſſungswidrigen Zuſtandes. Durch die Ver⸗ 
faſſung iſt der Reichskanzler, ausſchließlich und allein, zur Kontra⸗ 
fignirung kaiſerlicher Akte autorifirt. ie Verfaſſung giebt keine An⸗ 
deutung, daß in dieſer Beziehung der Reichskanzler dertretungsfähig 
iſt. Keine Partei kann aber die Verantwortlichkeit für die Verſagun 
eines Auskunftsmittels übernehmen, welches gefunden werden mu 
für den Fall einer Beurlaubung oder Verhinderung des Reichs kanz⸗ 
lers. Derjenige Theil der Vorlage, welcher ſich mit der Vizekanzler⸗ 
ſchaft befaßt, ſcheint mir alſo vollkommen klar und begründet zu ſein. 
Allerdings ergiebt die Faſſung der Vorlage Bedenken in reichem 
Maße. Der Neichstanzler fol ermächtigt fein, auch während der 
Dauer der Stellvertretung jederzeit in die Geſchäfte einzugreifen; 
wenn dem ſo iſt, dann müßte jedenfalls eine ſachliche Vertheilung der 
Geſchäfte OS ftattfinden, damit nicht in jedem Falle der Reichs⸗ 
kanzler dazwiſchentreien kann. — Bei den Verhandlungen über die 
Verfaſſung berrſchten zwei verſchiedene Anſichten. Nach der einen 
ſollte die geſammte Reichs verwaltung durch den Bundes rath und 
Ausſchuß einerſeits und die Einzelſtaaten andererſeits geleitet wer⸗ 
den, fo daß der Reichskanzler nur die oberſte formelle Geſchäftslei⸗ 
tung haben ſollte; nach der anderen erſchien es unmöglich die Ver⸗ 
waltung innerhalb ſo enger Grenzen zu halten und ſollten wir zu 
einer ſelbſtſtändigen, neben Bundezrath und Einzelſtaaten gehenden 
Verwaltung kommen. Aber beide Auffaſſungen waren in dem Punkte 
einig, daß, wie eng oder wie weit ſich auch die Reichsverwaltung 
entwickeln möge, der Reichskanzler vol und ganz verantwortlich ſein 
würde. Dieſe Auffaſſung von der Verantwortlichkeit des Reichskanz⸗ 
Mets iſt durch die weitgreifende Verwaltungsbefugniß des Reiches 
total vernichtet worden. Ich mache Keinem einen Vorwurf bieraus; 
aber die Rage unſerer Verwaltung entſpricht nicht den Anſprüchen, die 
wir bezüglich der Verantwortlichkeit zu ſtellen haben. Ich berufe mich 
auf das eigene Zugeſtändniß des Reich kanzlers, weſcher im Jahre 
1874 erklärt hat, daß er alle Verantwortlichkeit ablehne, mit Aus⸗ 
nahme der für die oberfte Leitung der Geschäfte, für die Aus wahl der 
ihm untergeordneten Reſſortminiſter und für die Beilegung von Miß⸗ 
belligkeiten zwiſchen den einzelnen Reſſortminiſtern und den anderen 
Faktoren des Reiches. Es befteht ein unverſchuldeter, aber allſeitiger 
Widerſpruch zwiſchen der durch die Verfaſſung beſtimmten Verant⸗ 
wortlicjfeit des Reichskanzlers und den tbatlählihen Zuſtänden. Wir 
hätten wohl erwarten dürfen, daß der Geſetzentwurf die Aemter be⸗ 
eichnete, welche fortan mit eigener Verantwortlichleit ausgeſtattet 
fein ſollen; das wäre der einfache und natürliche Weg geweſen, wie 
man in anderen ziviliſtrten Staaten, ſolche Angelegenbeiten zu regeln, 
ia wohnt iſt. (Sehr richtig) Statt deſſen hat man Umwege einge⸗ 


ſchlagen. Zunächſt bringt man die Sachlage unter die Färhun eınes 
Stellvertretungsverhältniſſes. Ift denn hier von einem ſolcden im 
Sinne perſönlicher Verhinderung die Rede? Es handelt ſich 
ja um fachliche Verhinderungen, um organiſatoriſche Mängel! 
Ob der Reichskanzler pier oder in Varzin, krauk oder beurlaubt ik, 
andert an der Sache nichts Um die Bezeichnung wollen wir nicht 
flreiten; allein man faßt die ganze Angelegenheit in die Form einer 
dad allgemeinen Ermächtigung des Reichskanzlers, anſtatt in die 
indender Vorſchriften. Wenn der Reichskanzler die beſtehenden ver⸗ 
faſſungswidrigen Zuſtände aufheben und dann wieder einführen kann 
wenn er heute zehn oder zwölf Aemter ſchafft, die er morgen bis au 
eines beſchränken kann, ſo iſt dieſe Form für mich von vornherein 
unannehmbax. Das iſt eine Art Diktatur, der wir uns auf das Ent⸗ 
ſchiedenſte widerſetzen müſſen. Ich bin gern bereit, dieſen Sinn der 
Vorlage nicht unterzuſchieben; ich nehme an, daß dieſe Form der 
allgemeinen Ermächtigung nur gewählt worden iſt, weil ſich die ein⸗ 
zuſetzenden verantwortlichen Aemter noch nicht ganz überſehen laſſen. 
Bei dieſer Form wären wir im Allgemeinen geſichert, aber wir können 
doch niemals ſo weit gehen, daß wir die Bezeichnung der Aemter in 
das einfeifige Belieben des Reichskanzlers 3 5 Bisber bewegte ſich 
alle Organiſation innerhalb der Verantwortlichkeit des Letzteren mit⸗ 
hin wurde in dem formalen Verhältniß zur Volksvertretung in Bezug 
auf die Verantwortlichkeit nichts geändert. Dieſe Beziehung will man 
jetzt einſeitig machen. Wo in dem Verhältmß zur Volksvertretung 
hinſichtlich der Verantwortlichkeit etwas geändert werden To, da 
bedarf es der Mitwirkung der Volksvertretung; die Art derſelben 
mag offen gelaſſen werden, ſei es, daß ſie in Geſtalt eines Geſetzes 
oder der Etatsberathung erfolge. Es darf nicht von der Willkür 
des Reichskanzlers abhängen, die uns verantwortlichen Organe zu 
beſeitigen oder zu verändern. Das ſind die Grenzen, die wir un⸗ 
ſererſeits der Vorlage ziehen. Die Ve véi derjenigen Aemter, 
welche verantwortlich fein ſollen, halte ich für durchaus ſchwankend 
und nicht präziſirt. Das Kriterium der eigenen unmittelbaren 
Verwaltung des Reiches iſt noch nicht ausreichend, um ein 
Amt verantwortlich zu machen. Welches Kriegsminiſterium ſollte 
z B. die Berantwortlichkeit für die budgetmäßige Verwendung 
der Ausgaben für das Heer übernehmen? Da käme man ſofort 
auf die Frage des Verhältniſſes der einzelnen Kontingente zu ein⸗ 
ander. Die Selbſtſtänbigkeit iſt zudem nicht genügend gewahrt. 
Wenn mir die Wahl freiſteht, ob der Reichskanzler das Recht des 
unmittelbaren Eingreifens in das Reſſort oder das Recht haben ſoll, 
bei dem Kaiſer die Entlaſſung eines Reſſortchefs zu beantragen, je 
will ich lieber die letzte Alternative. Denn wenn der Reſſortchef ein 
Schwachkospf oder ſchlechter Charakter iſt, fo wird er ſich blindlings 
dem Willen des Reichskanzlers fügen; wenn er aber ein Mann von 
Charakter iſt, dann iſt die erſte Alternative die verletzendſte Form, in 
der dieſem Mann ſeine Entlaſſung geboten werden könnte. Dieſer 
8 V er? Ze Wé aer Kritik, Det "Ai ber Leni? DA, 
eine große Bedeutung für unſer verfaſſungsm Leben zuſchreiben, 
fo find wir 000 weit entfernt, fie SH einem. EH 
keitsgeſetz zu verwechſeln; dazu iſt noch ein weiter Schritt, von 
dieſem letzten Ziele ſind wir noch um eines Horizontes Breite ent⸗ 
fernt. Schließlich noch eine kurze Bemerkung oder Bitte an diejenigen, 
welche heute ſprechen werden. Ich habe gehört, daß man in der 
Vorlage den erſten Schritt zu einem Einheitsſtaat in Deutſchland 
geſehen hat. Dieſe Sprache, bitte ich, nicht mehr zu führen. ie in⸗ 
dividuelle 5 5 unſeres Volkes muß auch in ſeinen politiſchen Zu⸗ 
ſtänden und Verhältniſſen gefunden werden, dieſe Eigenart habe ich 
auch noch in den Zeiten anerkannt, wo einzelne Staaten wider das 
Recht und wider die Natur gehandelt haben. Es wäre ein frevel⸗ 
haftes Beginnen, wenn beute noch irgend eine Partei das Programm 
des Einheitsſtaates auf feine Fahne ſchriebe, weil dadurch unſere eben 
erft gewonnene Einbeit erſchüttert würde. Das Reich muß zwar 
ohne Einzelſtaaten heſtehen können, niemals aber ſoll ein Einzelſtaat 
beſtehen ohne das Reich. Zu der Stunde aber, wo mir Jemand be⸗ 
weiſt, daß eine konſtitutionelle Einrichtung nicht verträglich iſt mit 
einem Einzelſtaat, dann werde ich die Verurtheilung dieſes Einzel⸗ 
ſtaates ausſprechen und verkünde ihm den Abfall vom Föderativ⸗ 
prinzip. (Beifall.) Ga 
Batriiher Staatsminiſter v. Pfretzſchner: Ich habe mir das 
Wort erbeten keineswegs zu dem Zwecke, um in eine ausführliche Er⸗ 
örterung aller der Fragen einzutreten, welche der Vorredner in den 
Bereich ſeiner Darlegung gezogen hat; ganz umgekehrt, mir iſt daran 
gelegen, eine Frage aus der Berathung berauszuſchälen, auf deren 
Bedeutſamkeit ich ein hohes Gewicht von meinem Standpunkte aus 
legen muß. Der Vorredner hat nicht ohne Betonung davon geſpro⸗ 
chen, daß das beſtehende Verordnungsrecht des Bundesraths als einer 
unverantwortlichen Körperſchaft als etwas für die Dauer nicht Halt⸗ 
bares, ja bis zu einem gewiſſen Grade etwas Unerträgliches Tei, 
Dieſer Satz enthält in nuce nichts Anderes, als ein Plaidoher für die 
verantwortlichen Reichsminiſterien. Ich glaube, dieſe Vermuthung 
ganz beſonders aus den Schlußworten des Vorredners deduziren zu 
tollen. Nun ift die Frage der Reichsminiſterien in dieſem Haufe, in 
wi Ann und politiſchen Kreiſen fo viel beſprochen und bereits 
ſo ſcharf betont worden, daß ich es heute als eine willkommene Gele⸗ 
genheit erachte, aus dem Munde des Vertreters eines Mittelſtaats 
einmal den Standpunkt bezeichnen zu können, welchen ſeine Regierung 
in dieſer Frage einnimmt. Der Herr Reichskanzler bat in ſeinen 
früheren Reden niemals eine Sympathie für das Inſtitut der Reichs⸗ 
minifterten erkennen laflen; daß wir aber, die wir freudig in das 
Reich eingetreten find, unſere Abneigung gegen dieſes Inſtituk einmal 
bekennen müſſen, halte ich für eine Nee ee (Hört! hört!) 
Ich halte mich für verpflichtet, die Stellung der bairiſchen Regierung 
zu dieſer Frage Hier zu präziſiren; einmal, damit jeder Zweifel in 
dieſer Beziehung von vorn herein abgeſchnitten ſei, dann aber auch, 
weil ich die Ueberzeugung hege, daß gerade dadurch die Haltung der 
bairiſchen Regierung gegenüber dem vorliegenden Entwurf ihre noth⸗ 
wendige Klarſtellung findet. Die Verfaſſung hat verſchiedene Gewal⸗ 
ten geſchaffen; ſie kennt aber keine Regierungsgewalt, welche in Reichs⸗ 
miniſterien beruhen könnte. Die Verfaſſung hat die miniſteriellen Be⸗ 
fugniſſe im Reiche dem Bundesrath und feinen Ausſchüſſen und dem 
Reichskanzler gegeben. (Gelächter links) Da eine Fürſorge für eine 
ungehinde te Gefbäftsführung des Reichskanzlers in Fällen der Behin⸗ 
derung und für eine Entlaſtung deſſelben unzweifelhaft nothwendig iſt, 
fo kann meines Erachtens dieſe Fürſorge nur auf dem Wege der 
Stellvertretung gefunden werden, welche der vorliegende Geſetzentwurf 
ſchaffen will. Der Grundgedanke dieſes Geſetzes iſt der, daß die 
Leitung der Reichsangelegenheiten, die Wahrnehmung der Aufſicht des 
Reiches gegenüber den Einzelſtaaten dem Reichskanzler vorbebalten 
bleiben ſoll. Dagegen müſſen wir uns entſchieden gegen eine Theilung 
der Gewalten in dem Sinne ausſprechen, wie dieſe Theilung bei der 
Einführung der Reichs miniſterien in das Auge gefaßt werden muß. 
Die bairiſche Regierung würde in der Einführung der Reichsmini⸗ 
ſterien eine Inftitution erblicken, welche nur geeignet wäre, die Rechte 


für nothwendig erklärt und 


tung, daß durch die Vertreter der einzelnen Re 
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bürgt iſt, abzuſchwächen und allmälig immer mehr in den et 
zu drängen; fie würde in dem Inſtitut der verantwortlichen Reichs⸗ 
miniſter eine Pong ſehen, welche die gewährleiſteten Rechte der 
Einzelſtaaten, deren Ausdruck allein im Bundesrgth möglich iſt, 
nahezu verkümmern müßte. (Widerſpruch.) Kurz geſagt: das Vor⸗ 
wärtsſchreiten mit Reichsminiſterien würde identisch fein 


1878 


und die Stellung des Bundesraths, wie er in der 


2 


mit einem 


Rückſchreiten des Bundesrathes. Daß diejenigen Regierungen, welche 


die Reichsverfaſſung auf Grund der Verträge angenommen haben, 
feſthalten müſſen an dem Inſtitut, welches ihnen ihre Rechte und ihre 
Stellung gm hrleiſtet, iſt nicht nur ein Recht, ſondern auch eine 
Pflicht. Ich muß daher erklären, daß wir die nöthige Hülfe 
gegenüber den dermaligen Geſchäftsverhältnifſen 
in dem Geſetzentwurf finden, daß wir aber unſerer⸗ 
ſeits einem Verlangen na 
Reichsminiſterien unſere Zuſtimmung nicht tre 
theilen können. Ich will darauf nicht eingehen, was der Vor⸗ 
redner vom Bundesrath Wa hat. Allein, Daß durch eine Zerſplitte⸗ 
rrng der Gewalten, wie ſie auf jener Seite in's Auge gefaßt iſt, dem 
föderativen Syſtem nicht genützt wird, darüber brauchen wir uns 
„ das liegt auf der flachen Hand. 

2 g. v. 
in Bezug auf den Geſammtumfang ſeiner Geſchäfte für unbedenklich 
und keiner geſetzlichen Regelung bedürftig, wenn es ſich um vorüber⸗ 
gehende Verhinderung handle. Die Bedenken gegen eine dauernde 
theilweiſe Vertretung, einen Vizekamler, V 
über der bel on äeren Ru 


könne. Die Vertretung in einzelnen Amtszweigen ſei doch wohl als 
dauernd aufzufaſſen und enthalte ſeines Erachtens eine Verfaſſangs⸗ 
änderung; ihre Zulaſſung ſei praktiſch geboten, aber er verwahre Za. 
in dieſer Form ein verantwortliches Reichsminiſterium nach konſtitu⸗ 


ch der Inſtitution von 


+. 


In Berlin, Breslann, 
a. N. 


Helldorff erklärt die Vertretung des Reichskanzlers 
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ti neller Doktrin ſchaffen zu wollen. Das paſſe nicht in den Rahmen 


der Reichsverfaſſung, der aus realen Verhältniſſen erwachſen Tei, in 


der bei Umgeſtaltung im Sinne jener Doktrin das monarchiſche Ele⸗ 


ment, das im Bundesrath ſeine Vertretung finde, geſchädigt werde. 


Ein Reichsminiſterium neben dem Bundes rath ſei faktiſch unmöglſch 


und die Einheit der Verwaltung durch einen verantwortlichen Kanzler 
im Intereſſe des Reiches geboten. Das praktiſche Bedürfniß fordere 
für die dazu geeigneten Verwaltungszweige des Reiches Verwaltungs⸗ 
Chefs mit einer gewiſſen Selbſtſtändigkeit, mit einer Verantwortung 
für ihr Reſſort. Aber die moraliſche und politiſche Verantwortung 
ür die Geſammtverwaltung müſſe in einer Hand ruben, und dem 
eichskamler die Stellung des Premier im eminenten Sinne gewahrt 
bleiben. Seinen Vertretern dürfe nur die Macht, die er felbſt ver⸗ 
aſſungsmäßig babe, übertragen, dem Kanzler ſelbſt aber mühe das 
echt zu . Eingreifen gewahrt werden. Der 3 3 ſei 
deshalb aus dieſem Grunde Sch ich. Dagegen, daß möglicher 
Weiſe der preußiſche Finanzminiſter gleichzeitig als Chef eine Reich 
ſmnamamtes e, en eruſte verfäſſungsmäßlge $ 
nicht, fo E wie gegen die gleichzeitige und geradezu nothwendige 
Funktion des eichskanzlers als preußiſcher Miniſterpräſident. Die 
wünſchenswertbe Einheit in der Finanzpolitik des Reiches ſpreche für 
die Verbindung. Die perſönlichen und technisch 
können nicht die Geſetzgebung, ſondern nur die umſichtig organtfirte 
Verwaltung überwinden — Die Vorlage übertrage eine Vollmacht 
von großer Bedeutung für die weitere Organiſation und man müſſe 
wünſchen, daß ſie umſichtig und mit Achtung vor den geſchichtlich ges 
wordenen Verhältniſſen geübt werde. (Beifall.) a 
ba. » Bennigſen: Der erſte Redner bat im Anfange feiner 

Rede der Vorlage eine verhältnißmäßig recht geringe Bedeutung bei⸗ 
gelegt, weil 4 weit hinter dem zurückbleibt. was er und feine Freunde 
in Bezug auf die vollſtändig ſyſtematiſche Anordnung der Reichsge⸗ 
walt wünſchen; ſchließlich erſchien fie ihm aus praktiſchen Gründen 
doch nicht mebr gar ſo geringmertbig und der Vertreter für Baiern 
wird ihn in dieſer letzten Richtung nur beſtärkt haben können. Wir 
haben bier einmal offen geſehen — und dafür können wir dem Ver⸗ 
treter für Baiern nur dankbar fein — mit welchen ‚Schwierigkeiten 
man in Deutſchland zu kämpfen bat, wenn man zu einer Ausbildung 
und zu einem Abſchluß unſerer Reichs verfaſſung kommen wollte in 


A 


dem Sinne, wie die Einzelſtagten unter verantwortlicher miniſterieller : 


Leitung ſtehen. Mit Recht hat der Vertreter für Baiern angeführt 
daß ein Theil der Reichs verwaltung dom Bundes rath im d, sl 
Kaiſer und Kanzler geführt wird, Dy ſogar einzelne Befugniſſe dem 
Bundesrath allein zuſtehen, aber ich kann nicht anerkennen, daß der 
Hauyptſchwerpunkt der deutſchen Reichs verwaltung verfaſſungsmäßig 
im Bundes rath liegt. (Sehr wahr!) Die Leitung ganzer Verwal⸗ 
tungszweige, das Poſt⸗ und Telegraphenweſen — abgeſehen von den 
Reſervatrechten einzelner Staaten — das Konſulatsweſen, die aus⸗ 
wärtigen und Marineangelegenheiten find. dem Kaiſer verfaſſungs⸗ 
mäßig vorbehallene Rechte; er führt auf dieſem Gebiet im Ganzen 
die Verwaltung allein mit Hülfe des Kanzlers und der demfelben 
nachgeſetzten Organe. Ich hebe allerdings Derbaf, daß nach Artikel 
7 der Verfaſſung dem Bundes rath ſehr werthvolle Verwaltungs rechte 
vorbehalten find hinſichtlich derjenigen allgemeinen Vorſchriften und 
Einrichtungen, die er zu erlaſſen bat in Ausführung der Reichsgeſetze, 
binfichtlich der ihm dl We Beſchlußfaſſung bet Beobachtung von 
Mängeln in der Handhabung der Reichsgeſetze, daß im Uebrigen aber 
die Oberaufſicht über die Ausführung der Reichsgeſetze und über die 
geſammte Reichs verwaltung im Weſentlichen beim Kaifex rubt und daß 
die Ausführung der vom Bundesrath auf Grund des Art. 7 gefaßten 
Beſchlüſſe ebenfalls dem Kaiſer zuſteht. Indem ich mit dieſer Eiüſchrän⸗ 
kung die Ausführungen des Vertreters für Baiern anerkenne, ſehe ich 
wobl ein, daß der Widerſtand einzelner deutſcher Partikularſtaaten 
gegen verantwortliche Reichs miniſterien unüderwindlich iſt und zwar 
vorausſichtlich für längere Zeit. Es wäre deshalb höchſt unpraktiſch, 
wollte der Reichstag auf dieſem Gebiet Beſchlüſſe faſſen oder in die⸗ 
Ier Richtung die Vorlage ſyſtematiſch ändern. Ich muß aber darauf 
binweifen, daß Parteien und Perſonen, deren föderative Richtun 
und Geſinnung in der Politik über allen Zweifel erhaben iſt, ſowohl 
bei den Beratbungen im erſten konſtitufrenden Reichstage als auch 
in ſpäteren Jahren die Zuang verantwortlicher Reichsminiſterien 
otbwendig en eantragt haben. (Sehr wahr!) Die 
Schwierigkeiten einer ſolchen Miniſterialverwaltung im Reiche liegen 
tbeils in dem Widerſtaude verſchiedener Regierungen gegen eine ſolche 
Verfaſſungsänderung, tbeils in den beſonderen Verhältutffen der 
Neichsverfaſſung und der Reichsinſtitutionen ſeldſt Wir haben in 
Deutſchland weder eine Einheits verfaſſung 
verfaſſung. Abweichend von anderen Ländern haben wir die Einrich⸗ 
de terungen im Bunde - 
7 2 iſt, welche legislative und Verwal⸗ 
tungsbefugniſſe vereinigt; neben diefem Körper haben wir den Reicks⸗ 
tag, der weſentlich legislative Aufgaben bat, und dazwiſchen zem. 
darüber ſieht nun der Kanzler, die Reichsorgane, der Kaifer mit "e. 
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walt. Wollte man in dieſen kompliſrten Mechanismus ein u Finanzverwaltung brächte. (Sehr richtig.) Wir haben das Von den preußiſchen et vom preußiſchen Juſtiz⸗ oder 
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25 twortliches Reichsminiſterium einzufügen verſuchen, dann müßte dürfniß einer orgauifchen Gliederung der Reichs verwaltung ſchon ] minifter, und deren Kommiſſarien, vo 1 

7 Sig wie das auch diesbezügliche Anträge wollten, notwendiger | im Jahre 1871 erkannt, und leider ohne Erfolg beantragt. Nach und | ämter oder deren Rommiflarien. und mit der Berantmortfichfeit If N 
. Weile die Befugniſſe des Bundesraths anders normiren, als bislang] nach haben auch die Regierungen dieſes Bedürfniß aug der und jo es auch nicht fo, daß Jemand aus dem Bundesrathe meint, ihn treffe 
der Fall war. Man würde dann vor der Frage ſtehen, ob man für find die einzelnen Reichsämter entftanden. Wenn auch der Reichs⸗ in Reichsangelegenheiten keine Verantwortlichkeit. Wir find uns die⸗ 


r 
den Bundesrath ein Staatenhaus mit legislativen Befugniſſen ſchaf⸗ | kanzler allein die Berantwortlichkeit für dieſelben trug, fo folgt daraus | fer Verantwortlichkeit bewußt, wenn fie auch keine juri 
fen wolle und in welcher Weiſe die verlorenen Cer ee nicht, daß ſich die Reſſortchefs deshalb nicht genügend entwickeln] formelle iſt. Daß in all deze Din 5 ane ee EE — 
der Einzelregterungen etwa durch Mitwirkung bei den Miniſterernen⸗ konnten. Das hängt lediglich von den betreffenden Perſönlich⸗Beſſeren eintreten werde, wenn ſelbſtſtändige Reichsminiſterien einge⸗ 
nungen gedeckt werden ſollen. Ueberblickt man dieſe Schwierigkei⸗] keiten ab. (Sehr richtig!) Derjenige Reſſortchef, welcher einen führt werden, kann ich kaum glauben. Ich halte dieſelben nicht für 
ten, ſo wird man ſich don der Ausſichtsloſigkeit einer . Slant Re ſortpatriolismus beſitzt und ſich Ka wichtigen | ein Zaubermittel, welches, wenn man ſich nur entſchließen könnte, es 
f Female Regeln überzeugen. Hätte man aber alle dieſe — dewußt iſt — und wir haben ſolche Reichsbeamte — | anzuwenden, alles Andere von felbft mit ſich brächte: Initiative 
Schw gleiten, deſeitigt und das Einverſtändniß der Einzel-] deren Reſſort iſt trotz der untergeordneten Stellung feines Leiters gut ſchöpferiſche Ideen, Reformen und Uebereinſtimmung mit der Majo⸗ 
regierungen erzielt, ſo bliebe noch das Verhältniß der einzelnen | geführt und tritt äußerlich auch als ſelbſtſtſändiger Verwaltungszweig | rität der Volksvertretung. Ich erlaube mir zur Begründung des 
Reichs reſſortminiſter zu den übrigen in dem 1 zu bervor, während andere das Gefühl eines Geheimen Raths nicht über⸗] württemberg ſchen Votums überzugehen. Nach der Auffaſſung der 
dem Borfigenden, dem Kanzler fo zu regeln, daß ſowohl die Bedürf⸗ winden und keinen ſelbſtſtändigen Gedanken erfaſſen können; ein fol- | wiüritembergiihen Regierung wird der Bundesrath niemals einer 
niſſe der einzelnen Reſſortverhandlungen als auch die allgemeinen Be⸗ ches Reſſort verkümmert. Bringt uns dieſe Vorlage nun ein Reichs⸗ Vorlage zuſtimmen können, die ſich auf die Organiſation von felbft- 
dürfniſſe einer einheitlichen Verwaltung und Politik befriedigt werden. | finanzamt, dann kann für die Reichsfinanzen und für die einzelnen] ſtändigen verantwortlichen Reichsminiſtern beſchränkt (Unruhe), ohne 
In keinem Staate, auch in Preußen nicht, ſind wegen der allzu großen F erhebliche Verbeſſerung geſchaffen werden. die Rechte der im Bundesrath vertretenen Regierungen in ausrei⸗ 
Schwierigkeiten die Dinge ſyſtematiſch geregelt. Ein Organiſations⸗ Die Aufgabe der Finanzminiſter in den Einzelſtaaten iſt weniger die ]chender Weiſe zu verbürgen. In dieſem Haufe iſt von jeher und 
eſetz, wie es der Abg. Hänel wünſchte, müßte aber auch dieſe Ver | Balancizung der einzelnen Budgets, als vielmehr die ganze Ver wal. beute wieder von dem Vorredner einleuchtend dargelest worden, wie | 
Bättniffe ordnen, welche bei den komplizirten Reichsinſtitutionen noch] tung mit ihren Bedürfniſſen im Zuſammenhange der Jahre im Auge | die Organiſation der Reichsregierung in einem untrennbaren inni⸗ 
viel mehr Schwierigkeiten darbieten, als in den Einzelſtaaten Ein zu behalten. Eine gleiche Aufgabe hätte die Reichsfinanzverwaltung | gen Zuſammenhang mit der Stellung des Bundes raths und feinen 
ſolcher Verſuch wäre im jetzigen Augenblick im Reiche undurchführbar | unter der höheren Leitung des Kanzlers. Hätten wir eine ſolche Rechten und Befugniſſen fiebe. Man lann nun doch wohl nicht er: 
und er würde wahrſcheinlich auch heilſame Aenderungen zur Befrie⸗] Reichsfinanzverwaltung, dann wären uns Zuſtände erfpart geblieben, | warten, daß die deulſchen Regierungen zu der Organiſation von 
digung praktiſch bervorgetretener Bedürfniſſe, welche jetzt getroffen wer⸗ | wie fie bei der Berathung der Steuervorlagen neulich zu Tage getre⸗] Reichsminiſterien die Hand bieten und ihre Rechte und Befugniſſe 
den können, ſcheitern machen. Der Abg Hänel war praktiſch genug, ten find. Soll das Reich finanzamt feine Aufgaben mit Erfolg löſen, kur die game Eriftenz des Bundesraths einer ungewiſſen Zukunft über⸗ 
das einzufehen und hat deshalb die Vorlage prüfen wollen auf ihre] dann muß ein richtiges Verhältniß zwiſchen der Reichsfinanzverwal⸗ſlaſſen. Dieſe Dinge müßten wenigſtens zuſammen bel andelt werden und 
Bedeutung, ihre Klarheit, ihre Dispoſttion und ihren praktiſchen Effekt.] tung und der Finan verwaltung der Einzelſtaaten bergeftellt werden.] darauf werden die deutſchen Regierungen unter allen Umſtänden befteben 
Manche Einzelheiten werden bei der Spezialdiskuſſion, die hoffentlich] Wir haben dem Reiche die indirekten Steuern und Zölle und den | Würden fie das nicht thun, fo würden ſie den Bundesratb einfach auf 
wegen der hohen politiſchen Bedeutung der Vorlage im Haufe ftatt- | Einzelſtaaten die direkten Steuern als Einnahmen überwieſen Die Gnade oder Ungnade ausliefern. Wie der Bundesrath ſelbſtſtändigen 
finden wird, erörtert werden müſſen. Einzelne Zmeijel über ſehr me: Ein elſtaaten können ihre Bedürfniſſe aber nur befriedigen durch eine verantwortlichen Reichsminiſtern gegenüberſtehen würde, das, erlauben 
ſentliche Punkte müſſen aber ſchon in der Generaldiskuſſion befeitigt | ſtärkere Anſpannung der indirekten Steuern; das iſt die Meinung Sie aus meiner Heimath Württemberg Ihnen zu erläutern. Einem 
werden. Offenbar enthält 5 1 im Zuſammenhang mit den folgenden | meiner politiſchen Freunde. Wenn durch eine Vermehrung der eige- Württemberger wird das Verhältniß ſofort klar, wenn er an den 
Paragraphen keine fo weit gehende Dispoſition und Willkür des Bam: | nen Einnahmen des Reichs nicht eine Steuererleichterung in den Ein- württembergiſchen geheimen Rath denkt. Dieſem geheimen Rath, der 
lers, wie der Abg. Hänel glaubt. Das Geſetz kann nur in Ausfühs | zelftanten herbeigeführt wird, dann wird kein Reichsfinanzminiſter mit | aus nicht verantwortlichen hohen Beamten und den verantworlichen 
rung kommen unter Vorausſetzung der thatſächlichen Verhältniſſe im | Ausſicht auf Erfolg eine Set im Reichstage einbringen. | Miniftern zuſammengeſetzt iſt, werden alle Entwürfe der verantwort⸗ 
5 2 durch eine Anordnung des Kalſers. Ich wünſche durch eine Er» | (Sehr richtig!, Eine ſolche Vorlage muß große Summen bringen und lichen Miniſter in wichtigen Dingen, Geſetze oder Verordnungen vor⸗ 
klärung vom Bundesrathstiſche aus meine Folgerung beſtätigt zu ſe⸗ | Die Matrikularbeiträge faſt ganz beſeitigen, vielleicht ſogar die Mög⸗ | gelegt. Der geheime Rath beſchließt darüber bis in die legten Ein⸗ 
ben, daß auch nur durch eine vom Kanzler beantragte Anordnung des | lichkeit gewähren, an die Einzelſtaaten noch Summen abzuführen. zelheiten, und dann, nach erfolgter Genebmigung des Staatsoder⸗ 
Kaiſers die einmal angeordnete allgemeine oder ſpezielle Stellvertres | Naturgemäß tft die nothwendige Verbindung der Reihöfinangverwal- | bauptes, bekommt der verantwortliche Minifter feine Vorlage aus dem 
tung wieder beſeitigt werden kann. Mit dem Abg. Hänel meine ich,] tung mit derjenigen der Einzelſtaaten durch die engere Verbindung mit | geheimen Rath zurück. Der Minifter hat dann die Wahl, etwas 
wenn dieſes Geſesz einen Fortſchritt und eine Erleichterung des | der preußiſchen derzuſtellen. Hier iſt auch am wenigſten die Beſorgniß | ganz anderes, als er urſprünglich vorgeſchlagen, dem Lande gegenüber 
Reichskanzlers enthalten ſoll — und ich wünſche auch hierüber eine | der Einzelſtaaten vor Uebergriffen der Reichsverwaltung begründet. zu vertreten oder zurückzutreten. Ein ſolches Verhältniß iſt doch nur D 
Erklärung vom egterungstiihe — ſo muß der allgemeine oder | Ich möchte in dieſer Hinſicht auf eine Aeußerung des Abg von] möglich, wenn das betreffende Kollegium die äußerſte Reſignation 
ſpezielle Stellvertreter für ſeine Handlungen, für eine Kontra- | Stauffenberg zurückkommen, die, wie ich gehört habe, Mißverſtänd⸗] übt und von Anfang an davon abfieht, irgend einmal prinzipielle 1 
d natur oder andere Verwaltungsakte, ſoweit nicht der Kanzler | niſſen ausgelegt ift. Er hat, als ein, allerdings in einem bairiſchen [Schwierigkeiten zu machen. Wir können uns aber darüber nicht be⸗ 
? VE bei einzelnen Handlungen mitwirkt, verantwortlich fein und | Bezirke gewählter Abgeordneter, bei ſeiner vortrefflichen Rede über Stee und dennoch bot die württembergiſche Kammer den geheimen + 
! gerade nur er. So weit alſo der Kanzler nicht mitgewirkt bat bei | die Steuern geſagt, daß in den einzelnen Staaten Vorausſetzungen ath ſtets bekämpft und Fallen als inkonſtitutionell, weil dadurch 
2 einzelnen Handlungen, ift die Verantwortlichkeit für dieſe Handlungen | noch eintreten müßten, um in dieſem Reichstage eine Mehrheit für | die Miniſterverantwortlichkeit verdunkelt wird. Und dabei beſteht noch | 
auf den Stellvertreter übergegangen, d. h die politiſche Verantwort⸗ eine ſolche große Neubewilliaung zu gewinnen. Ich glaube, daß auch ein 3 Unterſchied. Die württembergiſchen Geheimraths⸗Mit⸗ 
i lichkeit, denn eine jnrifttiche kennt unfere Verfaſſung ebenjowenig, | Jemand, der nicht in einem preußiſchen Bezirke gewählt iſt, bei per | glieder können jeder Zeit entlaſſen werden, während dies bezüglich 
Ei wie die anderer Länder und etwas Anderes wird auch von dem Abg. | Motivirung derjenigen Steuerreform, welche er für wünſchenswerth] der Bundesrathsmitgſieder anders in. Ferner iſt das württember⸗ 
8 Hänel nicht verftanden werben. Die Verantwortlichkeit, welche bei | hält, auf einzelne, übrigens auch bekannte Verhältniſſe in dem größten | giſche Staatsoberhaupt nicht gehalten, den Beſchlüſſen des geheimen 
a dem Kanzler hiernach noch bleibt, wird die für diejenigen Reſſortsdeutſchen Bundesftant binweiſen darf. (Sehr wahr) Ach 3. B.] Raths Folge zu geben, es kann die entgegenſtehenden Anträge der 
ſein, welche er in ſeiner eigenen Verwaltung behält, ſowie die Ver⸗] würde mich bei einer ſolchen Gelegenheit gar nicht geniren über Ver.] Minifter akzeptiren Stellen Sie dem Bundes rath ſelbſtſtändige, ver⸗ 
untwortlichteit fir die Akte, in die er auch nach der Stellvertretung hältniſſe in Batern oder Sachſan zu ſprechen, wenn ich erfahren oder | antwortlihe Reichsminiſter gegenüber, fo muß entweder der Bundes⸗ 
WW ſelbſt eingreift. Das ſchließt nicht aus daß die allgem. ſogen Me: | dnde babe einſehen können, daß die dortigen Finanzſchwierigkeiten] rath ſich bequemen, überall, oder wenigſtens öfter, feiner Ueberzeugung 
ten Verantwortlichkeit für den ganzen Gang der Verwal⸗ | jo große find, daß man ſchon zu einer höheren Anſpannung der direl- | widerſprechend „Ja“ zu fagen, oder es wird die Miniſterkriſis eine 
! tung, für die Einheitlichkeit derſelben, für die Auswahl der Perſonen] ten Steuern übergehen muß, daß da alſo ein Motiv mehr vorhanden | permanente. Der Reichstag wird ſich natfirlich auf Seite der Gerant: 
beim Reichs kamler bleibt; aber das iſt nicht die Berantwortlichkeit, | ift, auf eine Steuervorlage, die ins im Uebrigen nicht unakzeptabel] wortlichen Reichsminiſter ſtellen und dann beginnt der Krieg gegen den | 
E von der bier geſprochen worden ift und von der 8 17 der Verfaſſung erſcheint, einzugehen, und mehr hat Seitens des Abg. v Stauffenberg | Bundesrath, zunächſt auf dem Weg des Verlangen einer Verwei⸗ 
Ke bandelt. Was die Verhältniſſe im Eimelnen anbetrifft, fo wird eine | nicht beabſichtigt werden können. Im Uebrigen glaube ich allerdings, gerung der Rechte des Bundespräſidiums unter Abänderung des ) 
e Erörterung des $ 3 beſſer in der Spezialdiekuſſton erfolgen. Ich | daß ledes Finanzunternehmen hier im Reichstage auf unüberwindliche | Art. 16 der Verfaſſung und von da in Konſequenz immer weiter in 
Bi will hier nur hervorheben, daß dieſer Paragraph in der urſprüng⸗ Schwierigkeiten ſtoßen wird, wenn nicht klar geſtellt wird, daß die | derſelben 8 Deßhalb müſſen Sie es für ganz natürlich 
lichen preußiſchen Vorlage dem Vernehmen nach nicht geſtanden hat;] großen Mehreinnahmen, welche aus indirekten Steuern genommen finden, wenn die Regierungen ſagen: Wir wollen keine verantwort⸗ 
die Nothwendigkeit deſſelben iſt mir aus den mn otiven nicht | werden ſollen, durch die Erleichterungen, welche fie an den Matriku⸗ lichen und Wbt Reichsminiſter, wofern nicht die Verhält⸗ 
recht deutlich geworden. Dieſer $ 3 kann leicht zu Mißverftändnifien | larbeiträgen oder durch direkte Zuführung von Summen aus dem niſſe zum Bundes rath klar gelegt werden und wofern nicht die Rechte 
führen zwiſchen dem Kanzler und feinem Stellvertreter und ich Reich den Einzelſtaaten gewähren, zu denjenigen jährlichen Griet: | der im Bundesrath vertretenen Regierungen in einer durchaus befrie⸗ 
1 wünſchen, daß dieſer Paragraph entweder ganz wegſiele oder | terungen in den Perſonalſteuern benutzt werden, welche die Landes⸗digenden und ſichernden Weiſe verbürgt find. Ob überhaupt Bun⸗ 
eine andere Faſſung bekäme; das erſtere halte ich für um fo zuläſſi⸗ [vertretung in dieſen einzelnen Ländern für nöthig erachtet. Wenn | desrath und ſelbſtſtändige verantwortliche KeichSminifterten neben 
ger, als der Gedanke, daß bei der Stellvertretung, ſei fie allgemein | man dieſe Frage auf dieſes enghegrenzte praktiſche Gebiet be einander beſtehen können, darüber will ich mich ſetzt nicht ausfprechen 
oder speziell, der Kanzler nicht vollſtändia auf ſede Amtstbätigfeit schränkt, dann glaube ich, daß fie Au löſen fein wird. Was Es könnte ja von Jemand eine Löſung gefunden werden, aber ich 
— — kann und wird, in einem Made Grade ſelbſtverſtändſich] das Verhältniß der Finanzen im Reiche zu den Eimnzelſtaaten] möchte bezweifeln, daß ein ſolches Nebeneinanderbeſtehen je möglich 
ë iſt und bei jeder Stellvertretung das? d der Befugniſſe des einzelnen betrifft, jo habe ich ſchon früher darauf hingewieſen, Si ein | fein kann. Jedenfalls find wir noch weit von einer ſolchen Löſung 
Vi Stellvertreters angeordnet werden kann. Im 1 heißt es, daß der Kaifer | Verwalter der Reichsfinanzen, wenn er ohne Rückſicht auf die | entfernt, und deßhalb ſollte man, glaube ich, ſich zuſammenfinden bei 
? einen Stellvertreter ernennen kann, im Falle der Behinderung des ie in den Einzelſtaaten vorgeht, niemals in die laf eines | dem gegenwärtigen Entwurf, der allerdings kein eigentliches Orga⸗ 
Ai Reichskanzlers. Es iſt nicht zu leugnen, daß dieſer Ausdruck mißver⸗ bi kommen kann. Was da nothwendig iſt, wird in Form bon | nifationsgefeg iſt, der aber einem hervorgetretenen praktiſchen Be⸗ 
, ſtanden werden kann; indeſſen nach der Natur derjenigen Verhältniffe, | Matrikularbeiträgen erhoben, und fo ſteht es auch in dieſem Jahre, dürfniſſe in praktiſcher Weiſe abhilft, in einer Weiſe, bei der, wie ich 
A welche diefe Vorlage veranlaßt haben und nach den Motiven, worin | wo wir ein Plus von 28% Millionen vor uns haben. Wenn man glaube, diejenigen Regierungen beſtehen können, welche an den Rechten 
: auf den ungemein gefteigerten Gefhäftsumfang des Reichskanzlers] aber die Reihsfinanzen und Finanzen der Einzelſtaaten berückſichtigt] fefthalten, welche die gegenwärtige Verfaſſung ihnen ertheilt. Daß 
hingewieſen wird möchte ich als zweifellos bezeichnen, daß nicht etwa | und sch daß 25% Millionen derſelben mehr für Preußen bedeu- | wir darin ſchon zu weitgehende Kemeten gemacht haben, wird 
blos von der Abweſenheit des Reichskanzlers von Berlin oder von | ten und ähnliche Summen für andere Staaten, dann muß es klar] Zen wohl von einem folgenden Redner des Näheren auseinander- 
einer etwaigen Erkrankung die Rede iſt, ſondern auch ven der Be⸗] werden, daß man die Sade mit Erfolg nur zuſammenhängend in | geſetzt werden. (Heiterkeit.) ` 
hinderung, die darin liegt, daß bei dem gefteigerten Geſchäftsumfange | Angriff nehmen kann. Was nun die Vorlage betrifft, fo hoffe ich, ba. Windthorſt: Der Entwurf, fo wie er liegt, bat meinen 
ein Einzelner gar nicht im Stande iſt, auch in Berlin alle dieſe Ges] daß es gelingen wird, Dë über dieſelbe zu verſtändigen, hier im | Beifall nicht, weil er in Dé unklar iſt und auf balbem Wege ſtehen 
Am bedeutungsvollſten find meiner Meinung | Reichstage und auch mit den verbündeten Regierungen; die Fort⸗ | bleibt. Dabei verkenne ich nicht die Nothwendigkeit, daß eine Stell⸗ 
nach die Beſtimmungen des $ 2, wo neben der allgemeinen Stellver- | jhritte, die wir hier auf dem Gebiete der Reichsverwaltung machen,] vertretung eingerichtet werden muß für den Fall, daß der Reichs⸗ 
tretung auch eine Stellvertretung angenommen werden kann für die | find doch Nichts, was den Einzelſtaaten fremd oder gar feindlich] kanzler durch Abweſenheit oder Krankheit an der Ausübung feines 
i ſich in der eigenen und unmittelbaren] wäre. Die einzelnen Staaten und die einzelnen ie Jee bilden | Amtes behindert iſt Allein dieſe Einrichtung iſt bereits vorhanden 
Verwaltung des Reiches befinden. Das Bedürfniß einer allgemeinen | ja zuſammen das Reich. Wenn ſich jetzt das Bedürfniß nach einer | und ich bin der Anſicht, daß weiter nichts nothwendig iſt. Denn 
5 Stellvertretung bat Ia im vorigen Jahre bet den Verhandlungen | Verbeſſerung und Kräftigung der Reichsderwaltung herausgeftellt bat, | wenn der Kaiſer das verfaſſungsmäßige Recht hat, den Reichskamler 
N über den Urlaub ganz klar berausgeftellt. Was die Anordnung der | jo kommt das, was bier gewonnen wird, direkt und indirekt allen | dauernd zu ernennen, jo hat er folgerichtig auch das Recht, für Fälle 
d Stellvertretung für die einzelnen Reſſortchefs betrifft, fo unterſcheidet | einzelnen Lindern zu Gute. Das, was hier geſchaffen werden ſoll an once Verhinderung einen Stellvertreter mit voller Verant⸗ 
1 52 zwiſchen denjenigen Amtszweigen, welche ſich in der eigenen uns verbeſſerter Verwaltung, bewegt ſich auf dem Boden der Verwaltung,] wortlichkeit zu ſubſtituiren. Genau jo wie es 1872 mit Herrn Del⸗ 
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19 i erwaltung des Reiches befinden und denjenigen Amts⸗ welche das Reich ſchon hat; es wird nicht beabsichtigt, dieſe Ber- | brück geichehen ict, der zum vollen Stellvertreter ernannt wurde, di 
Si ge Sen das Schwergewicht in die Aufſicht Fällt. Aus den waltungsbefugniſſe durch die Vorlage zu erweitern. Ich hoffe, daß Ordre des Kaiſers ſignirte, überhaupt die wichtigsten Geſchäfle Ss 

KR tiven geht hervor, daß man nach er allgemeinen Geſichts⸗] die Art und Weiſe, wie die Verwaltung bislang durch den Reichs⸗ digte Dieſen Geſichtspunkt babe ich bereits vergangenes Jahr geltend 
(äer punkten ſcheiden wollte. Für die Amtszweige mit überwiegend dar: kanzler geleitet worden iſt, die einzelnen Regierungen ſicher ftellt, daß | gemacht und die damals getroffene Einrichtung nur bemängelt, weil 

N ner Berwaltung hat man nach $ 2 die Stellvertretung zugelaſſen, ſie nicht ernſtliche Beſorgniſſe zu hegen brauchen, daß ein folder Forte nicht volle Stellvertretung geſchaffen wurde, weil der beurlaubte 
bei den anderen hat man fie ablehnen wollen. Bei manchen Ver- ſchritt, wie er in. einer verheſſerten Verwaltung liegt, ihnen gefährlich | Reichskanzler die volle Verantwortlichkeit behielt und feine Stellver⸗ 
waltungszweigen könnte es ſtreitig fein, m welcher von beiden Kater | werden könne (Lebbafter Beifall) ‘ treter nur die laufenden Geſchäfte erledigen und vor Allem, weil es 
rien ſie gebören, und falls man der in der Vorlage gemachten Württembergiſcher Staatsminifter v»Mittnacht: Der Vor⸗ zwei Stellvertreter fein ſollten. Ich babe dei dieſer Gelegenheit auch 
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x i mmen will, wäre es erwünſcht, daß 155 dem Gefeß | redner, dem wir für feinen planvollen Vortrag zu Dank verpflichtet | betont, daß, wenn Reichsminiſterien geſchaffen werden ſollten, 
$ Zoe CHE Bermaltungsymeige nach Mufin dieſer Unter» | find, hat die Vermuthung ausgeſprochen, daß noch andere deutſchenothwendiges Korrelat Garantien für die ungeſchmälerte Sie, d 
KW ſcheidung aufgeführt werden. Eine ſolche Aufzählung wird mit | Regierungen als die bairiſche der Einrichtung von Reichsminiſterien | ber Rechte der Einzelſtaaten eingerichtet werden müßten. Wollen wir 
a i a erknüpft fein, denn durch eine Aenderung der Geſetz⸗] widerſtreben Ich habe dieſe Vermuthung als durchaus zutreffend zu Reichsminiſterien, ſo müſſen wir auch ſolche Bürgſchaften habe a 
Schwierigkeiten D pf h 3 e e . utreſf teich \ 9 haben. Da 
3 icklich nur eine | bezeichnen (Heiterkeit links), und ſpreche aus, daß auch die württem⸗ rin ſtimme ich dem Bundenskommiſſar für Württemberg und wie ich 
eringe eigene Verwaltung wahrzunehmen hat, eine ſehr erhebliche | bergiihe Stimme gegen die Vorlage abgegeben worden wäre und hätte | zu meiner groben Befriedigung jagen kann, auch dem für Baiern be 
bekommen, wie das ſchon öfter der Fall war. Deshalb wird man | abgegeben werden müſſen, wenn in derſelben die n ver» | (Heiterkeit!) Wenn fomit ein neues Geſetz nicht erforderlich ift, inſo⸗ 
wohl in der Hoffnung auf eine richtige Anwendung der Unterſcheidung ankwortlichen Reichsminiſterien in der gemöhnlichen Form der Bedeu⸗ | weit es fid bei der Stellvertretung blos um Abweſenbeit oder Krank⸗ 
tung enthalten wären. Darüber, daß dies nicht der Fall ut, war | heit des Kanzlers handelt, jo liegt die Sache freilich anders, wenn die 
daß man dieStellvertretun des Reichskanzlers nicht will in den Zweigen bei] man im Bundesrathe einverſtanden, und es darf konſtatirt werden, | Verhinderung aus der Ueberfülle der Geſchäfke molvirt wird. Da iſt 
2 Die Handhabung von Aufſichtsrechten handelt, | daß keine Regierung berfudit hat, eine Amendirung der Vorlage in allerdings die geſetzliche Regelung RED: Ich konzedire ohne 
* Vertreter von Baiern betreten diefer Richtung in Anregung zu bringen. Auf die Frage der ſelbſt⸗ | Weiteres den Generalvertreter und bin auch bereit, ihn Vizekanzler 
ks hat. Hier handelt es fih um Befu niſſe und Gerechtſamen der Ein: ſtändigen verantwortlichen Reichsminiſterſen will ich materiell nicht] zu nennen, wenn damit denjenigen ein Gefallen geſchieht, die Ausſicht 
belſtaaten, welche Reichstag und Reichs verwaltung ſtets auf das eingehen, aber für eine Pangcee gegen alle Uebel, die man derzeit der | haben, es zu werden. (Heiterkeit) Aber weiter kann ich nicht geben 
Lopalſte reſpektiren werden, wie fie es ſeit zehn Japren gethan haben.] Reichsregierung nachſagk, möchte ich fie doch nicht halten. Wir haben] und mich namentlich mit dem nicht befreunden, was für Herrn von 
Aber wenn der Fall eintreten follte, daß das Reich zu der äußerften | überall in den Einzelſtaaten verantwortliche Miniſterien, und wie | Bennigſen die Hauptſache war, mit der ſelbſtändigen Bildung von ein⸗ 
Konfequenz feines Aufſichtsrechtes, zur Anwendung von Zwang gegen viele Regierungen find es, mit deren Leiſtungen Jedermann zufrieden zelnen Verwaltungs weigen und namentlich feinem Reich ssſinanzamt 
Einzelſtaaten kommen müßte, und wenn dazu der Beſchluß des Bundes- ist? (Große Heiterkeit.) Man ſagt, man bedürfe der Reichsminiſte⸗] vermag ih keinen Geſchmack abzugewinnen. Seine ganze Ausführung 
a rathes hinzukommen müßte, dann könnten allerdings Reibungen und rien für die Initiative der Geſetzgebung; nun Sterilität kann man spitzte ſich auf dieſen Punkt zu, ein posteogitatum gleichſam zu den 
L Zwieſpalt zwiſchen Reichs re ierung und Einzelſtaaten entſteben, welche] der Gefetzgebung des deutſchen Reiches jedenfalls nicht zum Vorwurf neulichen Verhandlungen über die Steuervorlagen. Wenn freilich 
Dn Wiederholungsfalle wirklich bedenkliche Verhältniſſe im Reiche ſelbſt machen. (Sehr richtig! im Zentrum.) Es fol dann ferner eine | die rel: des Finanzamts das bewirken würde, was Hr. v. Ben⸗ 
nähere Verbindung zwiſchen der preußiſchen und der Neichsregierung nigſen verhieß, dann wäre ich ſehr dankbar, denn alsdann wären wir 
derartige Befürchtungen, dann konnſe man wohl durch eine ſolche | herbeigeführt werden. Wie find denn die Verhältniſſe ſetzt? Wie aus allen pekuniären Nöthen und ein beſſeres, glänzenderes Reſultat 
Unterſcheidung derartigen Eventualitäten vorzubeugen verſuchen | werden denn die Reichsgeſetze gemacht? Sie werden entworfen in iſt ja nicht zu wünſchen. Leider bat er gar keine praktiſchen Gedanken 
Legen die Einzelſtaaten darauf großen, Werth, daß in dieſer Hinficht | den preußiſchen Miniſterien oder in den Reichsämtern, und von den | verrathen, woher denn das nöthige Geld beſchafft werden ſoll, und 
d o follten wir dem nicht entgegen⸗ letzteren auch nur in Benehmen mit der preußiſchen Regierung und ich lege in ſolchen Dingen ein e Gewicht auf das Rezept ſelbſt, 
8 ortſchritt, den wir mit dieſem Ges | theilmeife nach langen Verhandlungen mit den preußiſchen Minifterien, als auf den Apotheker, der das Rezept erſt beſchaffen ſoll. Wenn ich 
feg machen wollen, jo werthvoll if, daß man es auch in dieſer unvoll» | deren Ausgang wir Andern ig abwarten. (Heiterkeit.) Und wie nun im Einzelnen auf die Vorlage eingebe, fo haben uns die Erklä⸗ 
ie Verhandlungen der legten | werden denn dieſe Vorlagen im Bundesrathe behandelt? Macht denn rungen der Bundeskommiſſare für Baiern und Württemberg darüber 
Woche haben doch unzweifelhaft dargethan, daß eine Aenderung in der | der Bundes rath große prinzipielle Schwierigkeiten? Im Gegentheil, aufgeklärt. weshalb gerade dieſe Form gewählt worden iſt. Sie 
77 in der Reichs verwaltung, namentlich in der Reichs⸗Finanz.] der Bundesrath giebt oft in unglaublicher Zeitkürze feine Zune glaubten durch Organiſation der Stellvertretung am wirkſamſten das 
Verwaltung unumgänglich nothwendig iſt Ich müßte für dieſes Ge⸗ (Heiterkeit, ohne daß er prinzipielle Aenderungen vorſunebmen für | Syſtem der Reichsmin ſterien zu bekämpfen. Allein dies iſt ein Irr⸗ 
K etz ftimmen, auch wenn es dem Reiche nichts weiter als eine verant, angemeſſen hielte. Wie werden denn die Vorlagen hier vertreten? I thum, denn es wird hier gar nichts Beſtimmtes geſchaffen, ſondern 
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gangen. 
, Bé) das ſelbſtſtändig gemacht werden ſoll. Hierzu iſt gar keine 


D er: 


Lasker im konſtituirenden Fah ire genau dies, 


alles Weſentliche bleibt im Unklaren. An eine eigene Verantwortlich 
t der Stellvertreter iſt, wie 5 3 eraieht, r nicht gedacht worden. 
Ueber die definitive oder nur proviſ che Dauer der E ee 


begnügen in der Hoffnung, daß ſich das Weitere ſch 
Das könnte man auf Dé beruhen laſſen, wenn die Vorlage nur 
wirklich eine dauernde und feſte Barriere gegen Reichsminiſterien 
wäre. Allein das iſt nicht der Fall; ſie iſt vielmehr nur die weit⸗ 
E e Thür für Reichsminiſterien (Widerſpruch). Soviel haben 
a alle Redner mit Ausnahme des Herrn v. Helldorff anerkannt. 
Genau, was dieſe Vorlage will, wollten die Herren v. Bennigſen und 
8 und damals hat 
ihnen der Reichskanzler klar und treffend nachgewieſen, daß eine der⸗ 
der eng, eine capitis diminutio des Souvexänetätsrechts 
der Einzelſtaaten ſein würde. Die Spezialſtellvertreter ſind eine große 
Gefahr für die Einzelſtaaten; auch hier iſt der Bundesrath zu weit 

Ich komme bei der Gelegenheit nochmals auf das Reichs⸗ 


kothwendigkeit vorhanden, denn alle nöthigen Einrichtungen ſind 
vorhanden, um das Ai un gut und ordnungsmäßig zu 
leiten. Als Graf Münſter und Tweſten ihre Anträge auf Einrichtung 
verantwortlicher Reichsminiſterien einbrachten, bielt ihnen der Reichs⸗ 
kanzler mit der ihm eigenen ſchlagenden Klarheit vor, daß 
Alles in beſter Ordnung ſei und nichts neues geſchaffen zu werden 
brauche. Genau ſo iſt es auch heute, und wenn nicht Alles geht, wie 


es geben ſoll, jo tragen die Schuld daran nicht die Inſtitutionen, ſon⸗ 


dern die Perſonen. Genügen die Perſonen nicht, ſo nehme man an⸗ 
dere. § 2 aber enthält die Keime oder ſchon die entwickelten Wurzeln 


für Reichsminiſterien, welche den Bundesrath vollſtändig paralyſiren 


müſſen und niemals ee werden dürfen ohne die nothwendi⸗ 
gen Garantien für die Einzelſtaaten, Herr von Bennigſen bat darauf 
bingewieſen, daß von partikulariſtiſcher Seite früher die Reichsmi⸗ 
niſterien befürwortet worden jan Ja, das iſt richtig, aber es iſt nie⸗ 
mals geſchehen, ohne daß zugleich die unerläßlichen Vürgſchaften ver⸗ 
langt wurden, beiſpielsweiſe ein Staatenhaus, eine Verfaſſungsbe⸗ 
ſtimmung, wonach eine beabſichtigte Aenderung der Reichsverfaſſung 
an dem Widerſpruche jedes einzelnen Bundesſtaates ſcheitern muß. 
Sie geben uns dieſe Garantien nicht, und wir geben ihnen nicht die 
Reichsminiſterien. (Heiterkeit.) Ich will gern nach beſten Kräften 
die unendlich ſchwere Frage löſen helfen, aber vor allen Dingen iſt 
Klarheit und genaue Begrenzung aller einſchlagenden Fragen noth⸗ 
wendig. Wir ſehen am Geſundheits⸗, am Eiſenbahnamt, wie ſehr 
Reichsbehörden, die ohne ſcharf abgegrenzte Rompeleng geſchaffen wur⸗ 
den, zu Uebergriffen geneigt ſind. Ich beantrage die Ueberweiſung 
dir Vorlage an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern. 

Um 41 Uhr verlangt Fürſt Bismarck das Wort, deſſen 1} 
Stunde dauernden Vortrag wir nur in ſeinen Hauptzügen wiedergeben 
können. Als ich zuerſt, hebt der Reichskanzler an, bei Sr. Majeftät 
dem Kaiſer die Erlaubniß nachſuchte, den Antrag einzubringen, der 
zu der Vorlage Anlaß gegeben hat, die uns heute beſchäftigt, und als 
zuerſt dieſe Thatſache bekannt wurde, hat es mich überraſcht, aus den 
öffentlichen Blättern zu erſehen, daß an dieſe ſehr einſache und durch 
die Sachlage als e nothwendig indizirte ee ch ein fo 
gefteigertes Maß von Befürchtungen und unitariſchen Beſtrebungen 
einerſeits und von Wünſchen und abe auf Beſtrebungen in 
dieſer Richtung andererſeits geknüpft haben. Auch unſere heutige 
Diskuſſion wird im Auslande inſofern Verwunderung erregen, als 
man ſchon aus den erſten Reden ſchließen konnte, daß über das, was 
uns weſentlich beſchäftigt, der Bundesrath und die große Mehrheit 
des Reichstags einig iſt und einig bleiben wird. Man bat im Aus⸗ 
lande vielleicht keinen richtigen Maßſtab von der Neigung, die uns 
Deutſchen beiwohnt, nicht den täglichen Bedarf der Geſetzgebung zu 
abjorbiren, ſondern jede Gelegenheit zu ergreifen, um tiefer gehende, 
theoretiſche oder doktrinäxe Erörterungen des eigenen Verfaſſungs⸗ 
zuſtandes, des Bodens, auf dem man ſteht, daran zu knüpfen. Es iſt 
alſo — will ich dabei für Leute, die uns nicht kennen, erläutern — 
gewiſſermaßen ein Rendezvous auf heute verabredet, um eine der 
periopiſch eintretenden Kritiken unſerer Verfaſſungsbeſtimmungen ge⸗ 

enjeitig vorzunehmen, die wir zuletzt bei dem Münſter⸗Tweſten ſchen 
Antrag hatten und die uns allen friſch in der Erinnerung iſt. Ich 
freue mich, daß dem Gedanken, dieſer Neigung durch Anträge eine 
praktiſche Geſtalt 7 geben, von keiner Seite Ausdruck gegeben iſt. 

Ich meine nicht Amendements; ich meine Anträge auf Ver⸗ 
faſſungsreviſton. Denn ich würde es bedauern, wenn eine fo junge 
und mübfam zur Welt gekommene Verfaſſung nun von Neuem von 
Grund aus revidirt werden müßte. Ich bin wohl berechtigt, zu jagen: von 
Grund aus; denn es handelt ſich um das Erſchüttern der Funda⸗ 
mente, die behufs der Machtverthbeilung zwiſchen Reich, Bundesrath 
und Reichstag gelegt worden find, und die Erinnerung an die ver⸗ 
‚geblihen Verſuche, die wir in Frankfurt a. M. vor einem Menſchen⸗ 
alter gemacht haben, um theoretiſch dieſe Frage richtig zu löſen, ſollte 
meines Erachtens Jeden abhalten, an dieſen Grundlagen zu 
rühren. ollen Sie, daß dieſe Verfaſſung, die jetzt dem deut⸗ 
ſchen Reiche ein Maß von Einbeit giebt, wie es ſeit Jahr⸗ 

underten nicht . bat, jeden Augenblick wieder in Frage 
GH werde? Wollen Sie, daß die imelregierung ſich die 

vage vorlegen dürfe, ob fie an eine modifizierte Verfaſſung, die ihr 
durch u Age aufgedrungen wird, ſich noch in demſelben 
Maße zu balten moraliſch verpflichtet ſei, als ſie ez urſprünglich war? 
Dies iſt der Grund, weshalb ich mich freue, daß die kritiſchen Reden, 
u denen die Verfaſſung den Stoff eben bergegeben hat, ſich nicht in 
Feſtimmte Anträge auf Verfaſſungsreviſion verkörpert haben. Das 
Reden an und für ber dergleichen, was ſein könnte, was wün⸗ 
ſchenswerth wäre, was vom ideellen, doktrinären Standpunkt erſtrebt 
werden könnte, iſt ja an ſich ein ziemlich unſchuldiges Vergnügen 
(Heiterkeit) aber jo ganz unſchuldig, wie die Herren annehmen, doch 
noch nicht. Ich möchte ſogar behehaupten, daß die Stellung 
eines beſtimmten Antrages in mancher Beziehung einen Vorzug hat, 
denn die Reden, die ſich nicht an einen poſitiven Antrag anſchließen, 
müſſen ſich faſt nothwendig auf eine Kritik des Beſtehenden beſchrän⸗ 
ken, und es verbreitet ſich dadurch eine Empfindung, die die Herren 
ſich vielleicht ſelbſt einreden, als ob das Beſtebende eigentlich ganz 
unerträglich ſei. Ich habe, bevor ich nach Berlin kam, in den Zeitun⸗ 
gen einen gewiſſen Stimmungsausdrug e der mich zum Nach⸗ 
denken brachte: was ift eigentlich in Deutſchland geſchehen, daß wir 
uns in einer ſo düſtern oder niedergedrückten Stimmung bezüglich 
der Gegenwart, wie der Zukunft befinden, wie die meiſten Blätter 
dieſelbe in ihren Leitartikeln ſchildern. Es hieß überall: jo wie es iſt, 
kaum es nicht bleiben, es muß etwas geſcheben, dieſer Zuſtand iſt zu 
fürchterlich. (Heiterkeit) Nun, iſt denn die Verfaſſung, unter welcher 
wir leben, wirklich fo ſchlecht und unerträglich? Theoretiſch läßt Däi 
ja vieles gegen ſie ſagen, aber praktiſch ſind wir mit ihr doch weiter 
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gekommen, wie mit allen theoretiſchen Verſuchen; De hat ſich in Eu⸗ 
en 1 was n würde, wenn m 
0 un 
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wird. Ich Tonn in der Giesen des Landl 


urſtigen Herzen, die gerade 
chäftigenden hab 8 
im Winter im Parlamente das Volk zu vertreten, kommen nothwen⸗ 
digerweiſe im Sommer auf eine gewiſſe Unruhe, daß etwas ge⸗ 
ſchehen müſſe, das Reviſionsbedürfniß wird fo fort, daß es nur 
durch Krieg oder innere Kämpfe oder durch eine den ganzen 
Geiſt des tiefen Denkers beſchäftigende Kritik der unterften 
Grundlagen unſerer Einrichtungen befriedigt werden kann. 
Wenn alle unſere Volksvertreter der Lage wären, wie ich und 
viele von uns, daß fie froh find, das Leben zu baben und ihre 
Geſchäfte beſorgen zu können, fo glaub' (el, würden wir nicht 
fortwährend unſeren Geſundheitszuſtand in dieſer bedenklichen und er⸗ 
regenden Weiſe untergraben Als dieſe Vorlage eingebracht wurde, 
lag mir der Gedanke einer Verfaſſungs änderung außerordentlich fern. 
Der Reichskanzler war in dem urſprünglichen Verfaſſungsentwurfe 
— den norddeutſchen Bund nicht mit den jetzigen Machtattributen 
ekleidet, er ſollte das ſein, was man in Frankfurt einen Präſidial⸗ 
geſandten nannte, der ſeine Inſtruktionen von dem Miniſter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten empfing und ebenſo das Präſidium hatte. 
Nun wurde durch den fonftiturrenden Reichstag die Bedeutung des 
Reichskanzlers plötzlich zu der eines kontraſignirenden Miniſters und 
nach der ganzen Stellung blieb ſie nicht mehr die eines Unterſtaats⸗ 
ſekretärs für ben e Angelegenheiten im preußiſchen Miniſterium des 
Auswärtigen, wie urſprünglich die Abſicht war, ſondern wurde die 
eines leitenden Reichsminiſters. Dadurch entſtand die von mir und 
meinem Vextreter von Savigny ſofort erkannte Nothwendigkeit, 
daß deutiſcher Reichskanzler und preußiſcher Miniſter ⸗ Präſi⸗ 
dent ein und dieſelbe Perſon ſein mußten. Es hat mich 
das, wie ich fürchte, einen Freund gekoſtet, aber die Ueber⸗ 
zeugung war bei mir durchſchlagend. In den Berathungen des 
Reichstages waren nun unſere Amendements eingebracht, welche 
die Abſicht hatten, die e hue zu regeln, allein 
dieſelben wurden ausdrücklich abgelebnt. er Konkraſignatur⸗ 
punkt in $ 17 blieb einigermaßen im Unklaren. Ich erinnere mich 
anz gut, weshalb Mir ſchien es, faſt möchte ich ſagen, nicht 
chicklich, ſo wie die Verfaſſung lag, daß ein Reichskanzler mit 
der miuiſteriellen Kot ra gnahurbeltgnik ſich ohne eine in der 
Verfaſſung ausdrücklich ausgefprohene Mitwirkung des Kaiſers 
Jemanden ſubſtituiren könne, den der Kaiſer nun als kontraſignirenden 
Miniſter und die Hand des Kanzlers annehmen ſolle; ich habe damals 
darüber meine Immediatvorträge gehalten, welche Ihnen ſchriftlich 
und mündlich den Beweis liefere, daß durchaus kein Expreß und kein 
Vergeſſen vorlag, ſondern ich habe Sr Majeſtät gefagt: Alle Anträge 
über dieſe Dinge find mit einer fo geringen Maſorität gefaßt, daß 
ich Bedenken trage, wieder daran zu rühren Wir könnten dann leicht 
zu einer perſönlichen Differenz kommen. Ich bin ſehr froh, daß wir 
etwas halbwegs Annehmbares, wenn auch nur mit einer Stimme 
Majorität, in der Beriebung gewonnen haben, ohne zu einem Bruche 
der Verhandlungen mit den Regierungen zu kommen, die wir unmög⸗ 
lich vergewaltigen konnten, ohne über das, wo fie zugeſtimmt haben, 
hinauszugehen. Es ſtand ſchon damals feſt, daß die verbündeten Regie⸗ 
rungen nicht a die Anträge eingegangen wären, die damals mit 
einer Stimme Majorität abgelehnt wurden. Ich habe deshalb darauf 
verzichtet, eine deutlichere Beſtimmung über die Stellvertretungs⸗ 
frage auch im 8 17 anzuregen, indem Se. Majeſtät der Kaiſer 
faate: Das iſt eine Sache, die man ja in der dienſtlichen Praxis re 
guliren kann. Der Kaiſer oder damals das Präſidium, der Könt 
von Preußen, kann dem Kanzler befehlen, ich verlange jedesma 
eine Genehmigung zu geben und der Kaiſer kann den, der ſich nicht 
fügen will, an jedem Tage entlaſſen. Es iſt nicht nöthig, daß das 
Schicklichkeitsbedürfniß erfüllt wird auf die Gefahr hin, daß 
die Majorität mit einer Stimme gegen uns in einer kitzlichen 
und ſchwierigen Sache ſich bilder. Ich bin alſo niemals 
zweifelhaft geweſen, zehn Jahre lang nicht, daß 
ler ganz berechtigt wäre, durch Subſtitution mit 
migung mir einen Geſammt⸗Stellvertreter zu ſchaffen, auf 
auch die Kontraſignatur übergehen würde. Ich war mir von Hauſe 
aus um ſo weniger zweifelhaft darüber, als der Reichskanzler — 
ich will ſagen, mindeſtens bis zu der neuen Reviſion der Verfaſſung 
von 1870, vielleicht ſogar bis zum Erlaß des Reichsbeamtengeſetzes 
von 1873 — einfach ein preußiſcher Beamter war. Er war Beamter 
des Königs von Preußen, in deſſen Eigenſchaft als „Präſtdium“, wie 
man es neulich bezeichnet hat. Es konnte mir alſo gar kein Zweifel 
beikommen, daß nicht auch dieſen preußiſchen Präſidalminiſter jeder 
andere unter Umſtänden auch in der Kontraſignatur werde vertreten 
können. Es kam dazu, daß ich einfach jahrelang danach gehandelt 
abe. Es iſt eine ganze Anzahl von königlichen Verordnungen, von 
eamten Ernennungen, ſogar ſolche, die nach den jest aufgetauchten 
Streitigkeiten ſehr zweifelhaft werden könnten, erfolgt. enn es 
weifelhaft iſt, ob man die Kompetenz eines Richters vom oberſten 
Reichegericht anfechten kann, wenn deſſen Ernennung nicht vom 
Kanzler kontraſignirt iſt, ſondern von deſſen Stellvertretern, ſo ſind 
das Fragen, die nachher erledigt werden müſſen. Der Reichskanzler 
führt dann aus, wie erſt die Debatte des vorigen Jahres über ſein 
Urlaubsgeſuch die Anregung zu den Zweifeln über ſeine Kontra⸗ 
ſignatur gegeben habe; damals habe der Staatsminifter von Bülow 
ugegeben, daß in der Kontraſignatur eine Vertretung nicht beab⸗ 
chtigt ſei. Um aber allen Zweifeln entgegenzutreten, ſei die Vor⸗ 
lage ausgearbeitet worden. In Bezug auf die Vertretung durch die 
Chefs der einzelnen Reſſorts ſei die Interpretation zweifelhafter, 
als in Betreff der Geſammtvertretung. Das Bedürfniß einer Ver⸗ 
tretung in den Reſſorts braucht wohl nicht erſt motivirt zu werden; 
es handele ſich dabei um eine Geſchäftserleichterung Die Zemol: 
tung von Elſaß⸗Lothringen erfordere die meiſten Kontraſignaturen. 
Der Geſammtſtellvertreter ſollte immer derjenige ſein, der ſtellvertre⸗ 
tender Miniſterpräſident in Preußen iſt; denn er, der Reichskanzler, 
babe ſelber geſehen, wie ſchädlich es ift, wenn der Einfluß des Reiches 
in Preußen fein genügender ſei. Der Reichskanzler geht dann darauf 
ein, wie zwiſchen dem Finanzminiſterium Preußens und der Finanz⸗ 
verwaltung des Reiches eine gewiſſe Verbindung beſtehen müſſe. 
Denn die Zeiten des finamkundigen Miniſters Delbrück ſeien vorüber 
und die Stellung des Reichskamleramtes eine andere geworden. Aus den 
jetzigen Unbequemlichkeiten könnte nur die ege eines ER 
amtes herausbelfen; ähnlich wie es in Bezug auf die Kriegsverwal⸗ 
tung bereits geſchehe, ſolle der Schatzſekretär des Reiches gepalten 
fein, die Vorlagen nur mit Gegenzeichnung des preußiſchen Finanz 
miniſters zu machen. Große Differenzen würden dabei nicht ent⸗ 
ſteben, wenigſtens ſeien fie in Bezug auf das Kriegsdepartement 
nicht entſtanden. Der Schatzſekretär ſei dabei nicht etwa über⸗ 
flüfftg, ſondern er müſſe feine Reichsheamtenqualität den Einzel⸗ 
ſtaaten gegenüber haben, damit dieſe nicht gezwungen ſeien, 
an das preußiſche Miniſterium zu geben. Zur Bildung eines 
Reichsfinanzamtes gehören aber auch Finanzen; die Majorität 
konnte umgekehrt ſagen, erſt ein Reichsfinanzamt, dann die Finanzen. 
Das iſt nau ein cırculus vitiosus. Der Reichskanzler weiſt dann mit 
Entſchiedenbeit zurück, daß im Reichstage die Steuervorlagen nur 
dann zur Annahme gelangen ſollten, wenn in Preußen ein erweitertes 
Steuerbewilligungsrecht zugeſtanden würde; das ſei Sache des preußi⸗ 
ſchen Landtages. Uebrigens begreife er gar nicht, was die Regierung 
Preußens im Fall die Einnahmen aus den Steuern die Ausgaben 
überſchreiten, mit dem übrigen Geld ohne Bewilligung des Landtags 
machen ſolle; es müßten dann nothwendiger Weiſe an die Provin⸗ 
Mal“, Kreis⸗ und Kommunalverbände Steuern abgegeben werden. 
Dies Vertrauen müſſe man der preußiſchen Regierung ſchenken. Was 
würde man dazu ſagen, wenn man bei einer politiſchen oder wirth⸗ 
ſchaftlichen Frage dem bairiſchen Landtage zumuthen wollte, er ſolle 
erſt ſein Steuerbewilligungsrecht nach Art des Artikels 109 der 


preußiſchen Verfaſſung einſchränken. Man müſſe zur preußiſchen Ne⸗ 
gierung Vertrauen haben, denn man ſehe ja dann den Reichskamler 
und den Vuen: AA im preußiſchen Abg e wieder. 
Der Reichskamler wendet fü gegen das Voru „daß Regie⸗ 
zung und Volksvertretung divergtren en Das ſei 
unrichtig. Beide Faktoren arbeiteten lediglich für das Wohl des Lan⸗ 
des. e Ker lee Fi e Herrschaft — = wohl d'Ee daß ein 
Min e aft im Auge ge e 
ſei heute nicht me 5 AE und We fe des durchaus 


nicht am Platze. die beiden Fragen des Abg. en, ob die 
Stellvertretung nicht blos durch den K ler, ſondern durch k : 
Verordnun 9 F Arne Be 


erantwortlichkeit übernehme, antworte er mit ei 


Abg. v. Kardorff mahnt daran die Denkſchrift bez. des Han⸗ 
delsverkrages mit Oeſterreich möglichſt bald auf die Ta De 
zu ſetzen. Präſident Hofmann äußert bei dieſem Anlaß, daß ein 
Grund zur Beſchleunigung dieſer Verhandlung nicht vorliege. Nach 
dem Vortrage des Reichskanzlers wird die Diskuſſton geſchloſſen 
und die Verweiſung der Vorlage an eine Kommiſſion abgelehnt. 
Die zweite Berathung derſelben wird alſo im Plenum flattfinden. 
SON Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 12 Uhr. (Anträge und 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Brüſſel, 4. März. Der „Nord“ meldet Folgendes über die Frie⸗ 
densbedingungen: 

Es beſtätigt ſich, daß zufolge der Beſti e 
vertrages 2 GE Ze eg ber E 
bleiben würden, ebenſo würde die Abtretung der Flotte von der Türkei 
nicht verlangt. Die Kriegskoſtenentſchädigung würde zu drei Vierteln 
durch die Abtretung von Kars, Ardahan, Bajazid und Batum de⸗ 
glichen werden; es würde keine Ueberlaſſung don Revenüen gefor⸗ 
dert, die vorher anderweitig als Garantien vergeben worden wären. 
Serbien und Montenegro würden einen Gebietszuwachs erhalten, 
doch ſollten ſie durch denſelben nicht Grenznachbarn werden. Die 
Dardanellenfrage würde in den Friedensbedingungen nicht berührt, 
bezüglich der Donauſchifffahrt werde beſtimmt, daß der frühere Zu⸗ 
ſtand wieder hergeftellt werde. Die Dobrudſcha ſei abgetreten wor⸗ 
den, um ſpäter anderweitig ausgetauſcht zu werden. 

Petersburg, 5. März. Folgende Telegramme find offiziell ver⸗ 
öffentlicht worden. Telegramm des Stellvertreters des Gouverneurs 
von Sofia an den Kriegsminiſter vom 3. d.: Die Einwohner von Sofia 
und die Bewohner der Umgegend erſuchen durch den Orts⸗Metropolitan 
Ew. Excellenz, dem Kaiſer ihre Glückwünſche zu ſeiner Thronbeſteigung 
zu unterbreiten und demſelben die Liebe und ewige Dankbarkeit 
der Bevölkerung für ihre Rettung und Befreiung auszudrücken. 
Der Kriegsminiſter antwortete dem Gouverneur von Sofia telegra⸗ 
phiſch am 4. d.: Der Kaiſer beauftragt mich, ſeine Dankbarkeit für 
den ihm zugekommenen Glückwunſch auszudrücken. Der jetzt unter⸗ 
zeichnete Friede läßt die Herſtellung der Ruhe und des Wohlſtandes 
im Lande hoffen. 

Wien, 5. März. Die „Polit. Korreſp.“ meldet aus Petersburg, 
in maßgebenden Kreiſen ſei man wieder ſehr lebhaft mit dem Zu⸗ 
ſammentritt des Kongreſſes beſchäftigt, neuerlich ſei Berlin als even⸗ 
tueller Kongreßort in Ausſicht genommen. Es beſtätige ſich, daß der 
Friedensvertrag die Klauſel enthalte, daß die Ratifikation des Frie⸗ 
dens binnen 14 Tagen, vom Tage der Unterzeichnung an gerechnet, 
in Petersburg erfolgen müſſe. — Aus Galatz von heute geht dem 
Blatte die Nachricht zu, ruſſiſcherſeits habe man begonnen, die Hin⸗ 
derniſſe für die Donauſchifffahrt zu beſeitigen; die Auffiſchung der 
Torpevo's dürfte Ende dieſer Woche durchgeführt ſein und die Donau⸗ 
ſchifffahrt demnach in der Kürze eröffnet werden. 

Petersburg, 5. März. Die engliſche Liga zum Schutze der 
Chriſten in der Türkei ſandte dem Kaiſer eine 400 Unterſchriften tra⸗ 
gende Adreſſe, in welcher ſie denſelben zu dem Werk der Befreiung 
der Chriſten beglückwünſcht und ihn bittet, er möge ſich nicht von der 
Vollendung des Werkes abwenden laſſen, ſondern die religiöfe wie 
bürgerliche Freiheit der Bulgaren ſicher ſtellen, ſowohl derjenigen im 
Süden bis nach Adrianopel und Salonichi, wie derjenigen im Nor⸗ 
den; anderenfalls müßte man das Werk bald von Neuem beginnen. 
— Die „Agence generale Ruſſe“ glaubt, die Mächte würden ihre erſte 
Idee hinſichtlich des Zuſammentritts eines Kongreſſes, an welchem die 
Chefs der Kabinete Theil zu nehmen hätten, als beſtes Mittel zur 
Herbeiführung einer allgemeinen Verſtändigung wieder aufnehmen. 

London, 5. März. [Unter hausſitzung] Unterſtaatsſekretär 
Bourke erklärte auf eine Anfrage von Lewis, General Ignatieff habe 
Do gegen den Dragoman der engliſchen Botſchaft in Konſtantinopel 
während deſſen Aufenthalt in San Stefano allerdings gewiſſer nicht 
eben freundlicher Ausdrücke bedient, es ſei indeſſen kein Grund, zu 
glauben, daß das Leben des Dragoman gefährdet ſei. 

Waſhington, 4. März. Der Senat hat die Ernennung Bayard 
Taylors zum Geſandten in Berlin, Goodloe's zum Geſandten in Brüfs 

el beſtätigt. 


Berlin, 6. März. Die „Nationalzeitung“ erfährt, der Rücktritt 
Camphauſens ſtände feſt; derſelbe führe die Geſchäfte nur bis zur 
Ernennung des Nachfolgers und es ſei deshalb auch zweifelhaft, ob 
derſelbe noch vor dem Landtage erſcheinen und die Vorlage, betref⸗ 


fend die Uebernahme der Stadtbahn durch den Staat, einbringen 


und vertheidigen werde. 
— — ä — 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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Berlin, 5 März. 1 Die Meldungen von au erhalb batten geſtern 
Abend feſt gelautet; dagegen behaupteten ſich die Courſe an der 
Wiener Vorbörſe nur ſchwach, und die hier vor der Börſe für Eredit⸗ 
— cam Koch gaben innerhalb der Börſe um eine, Kleinig- 

Doch erſchienen die Courſe im Allgemeinen nicht unbe⸗ 

e höher als fie Zeie geſchloſſen. Namentlich lagen ruſſiſche 
Anleihen recht feft und beta na bald über 1 pCt. mehr als geftern. 
Auch die Credit, Aktie bob ſich langſam und die geſammte Haltung 
konnte um die Mitte der Börſemelt ſehr feſt genannt werden. Eine 
uptſtütze fand die Haltung in den günſtigen eldungen aus London. 
Ka politiſchen Verhältniſſe fanden wenig Beachtung; neue Nach⸗ 
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richten lagen nicht vor, und die Börſe beſchäftigte Déi nur mit der 1 
Frage, ob der Frieden bereits in ef er Courſen zum Ausdruck 
gekommen ſei, oder ob ſich die Hau ee h ohne Gefahr er⸗ 
weitern ließen. Der letzteren Anſicht ſchien ſich um die Mitte der] deutſche Pr 8 5 beliebt, Pfand⸗ und Rentenbriefe in regelmäßiger 
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